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Der Geist des Widerstandes muß 
weiterleben 

Ein halbes Jahrhundert nach dem Ende des verbrecherischen Naziregimes 
stellt sich manchen die Frage, welchen Stellenwert die Widerstands- und 
Opferverbände in der Gesellschaft von heute hab11,n. Die Widerständler aus 
der Zeit des antifaschistischen Kampfes und die Uberlebenden der Konzen­
trationslager gründeten nach dem Ende des Krieges ihre Organisationen. 
Diese haben nach der Befreiung vom Naziterror eine wichtige Rolle gespielt: 
in der Aufklärung über die Schreckensherrschaft der Nazidiktatur, über die 
Vernichtungsmaschinerie in den Konzentrationslagern und über die Ver­
brechen des Hitler-Krieges in Europa. Sie waren aber auch Interessen­
vertretungen jener, die von den Nazis aus der Heimat vertrieben wurden und 
jener wenigen, die in den Gefängnissen und in den Konzentrationslagern oft 
gesundheitlich geschädigt wurden, aber doch überlebt haben. 

Verfassungsgerichtshof am Beispiel der 
rechtsextremen Organisation ANR ent­
schied, daß das NS-Gesetz für alle Kan­
didaturen bei demokratischen Wahlen 
zu berücksichtigen ist. 

Die Ereignisse der letzten Zeit sind ge­
kennzeichnet durch die seit einigen Jah­
ren von Neonazis und Rechtsextremi­
sten, aber auch von Rechtspopulisten, 
geschürte Fremdenfeindlichkeit in unse­
rem lande. So sind auch in diesem Kli­
ma jene Terroranschläge gegen Men­
schen, die sich in der Frage der Integra­
tion und der Humanität besonders enga­
giert haben, ein gefährliches Zeichen 
einer wachsenden Eskalation in der 
rechtsextremen Szene. Es ist zu hoffen, 
daß das nun ablaufende Gerichtsverfah­
ren eine Klärung über die Verantwortung 
für diese Mordanschläge bringen wird. 
Optimistisch stimmen die Gerichtsurteile 
in zwei Neonazi-Prozessen, bei der die 
Angeklagten zu hohen Strafen verurteilt 
wurden. 

Besonders die Sprecher der Sozialde­
mokratischen Freiheitskämpfer und Op­
fer des Faschismus, z. B. unsere unver­
geßliche Rosa Jochmann, haben immer 
klar ausgesprochen, worum es geht: 
Niemals wieder darf Faschismus - ganz 
gleich in welcher Ausformung - in unse­
rem lande eine Chance erhalten. Nie­
mals wieder dürfen Nationalismus, Anti­
semitismus und Rassismus die Hirne der 
Menschen vernebeln und ihre Herzen 
versteinern . Statt Verhetzung muß der 
Geist der Toleranz und des demokrati­
schen Verhaltens, z. B. gegen Minder­
heiten , Grundsatz der modernen Gesell­
schaft sein. 

Wenngleich gerade die SPÖ immer 
eine klare antifaschistische Linie verfolg­
te - man lese nur die Programme und 
Resolutionen sowie die Reden der SP­
Politiker - , ganz befriedigend war es 
trotzdem nie, denn so mancher Funk­
tionär glaubte, da und dort in seiner Hei­
matgemeinde auch deutschnationale 
Kameradschafts- und Turnerbündler un­
terstützen zu müssen. Manche Warnung 
der Sozialdemokratischen Freiheits­
kämpfer - sehr oft von Josef Hindels auf 
den Parteitagen zum Ausdruck gebracht 
-, wurde ignoriert, oder es hieß dann 
manchmal, ,,man solle nicht übertrei­
ben". 

Erst als Naziepigonen, wie z. B. ein 
Schriftsteller Fritz Stüber, im Parlament 
saßen und ein Naziprofessor namens 

Borodajkewiz in seine Vorlesungen anti­
semitische Passagen einbaute und bei 
einer darauffolgenden Demonstration 
ein Antifaschist zu Tode geprügelt wur­
de, wurde die „Gefahr von rechts" offen­
sichtlich. 

Die Gefahr war mörderisch geworden. 
Von da ab wurde eine Auseinanderset­
zung geführt, in der die Sozialdemokrati­
schen Freiheitskämpfer gemeinsam mit 
anderen Widerstandsorganisationen, 
mit der Jugend und fortschrittlichen De­
mokraten aller Lager einen Abwehr­
kampf gegen die wiederauflebende 
rechtsextreme Agitation führten. Diese 
Arbeit war insofern erfolgreich, als der 

Die Widerstands- und Opferverbände 
haben sich immer auch für die scho­
nungslose Aufdeckung der Naziverbre­
chen und gegen alle Versuche, diese zu 
leugnen, zu relativieren oder gegen an­
dere Ereignisse während des Zweiten 
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Zum neuqn Parteiprogramm 
Die Sozialdemokratischen Freiheitskämpfer werden in der Programmdiskus­

sion urgieren, daß in das neue Parteiprogramm wieder ein Passus aufgenom­
men wird, wie er im geltenden Parteiprogramm 1978 unter dem Punkt 1.2. De­
mokratie enthalten ist: 

,,Die sozialistische Bewegung hat aus ihrer leidvollen Geschichte erfahren, 
daß es notwendig ist, den Anfängen des Faschismus zu wehren. Sie wendet sich 
aber nicht nur gegen Gruppen, die offen faschistisches Gedankengut vertreten, 
sondern auch gegen alle Versuche reaktionärer Kräfte, demokratische Rechte 
abzubauen oder rechtsstaatliche Garantien aufzuheben . .. Freiheit und Demo­
kratie können niemals mit undemokratischen, autoritären Methoden erhalten 
und bewahrt werden. Deshalb müssen sie rechtzeitig und kraftvoll gegen alle 
Angriffe verteidigt werden." 

Eine, der Zeit angepaßte, modifizierte Formulierung dieser Aussagen sollte 
gefunden werden. 
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50 Jahre zweite Republik 

Die Junge Generation Wien-Innere Stadt veranstaltete im Jüdischen Museum ge­
meinsam mit den Wiener Freiheitskämpfern unter dem Titel „50 Jahre Zweite 
Republik - 40 Jahre Staatsvertrag" eine Diskussion mit der Jugend. Auf dem Bild 
(von links nach rechts): Dr. Winfried Garscha, Christian Wimmer, Präsident Paul 
Grosz und Ing. Ernst Nedwed. Weitere Diskussionsteilnehmer waren Dr. Gabriel 
Lansky und Marcus Arige (Foto: Pfarrhafer). 
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Weltkrieges aufzurechnen, eingesetzt. 
Besonders die in der letzten Zeit nicht 
nur in Österreich , sondern auch aus dem 
Ausland kommende neonazistische Agi­
tation zur Leugnung der Verbrechen in 
den Konzentrationslagern haben jene, 
die diese Zeit als Verfolgte erleben muß­
ten, zu einer besonderen Aktivität her­
ausgefordert . Und vieles ist auch mit der 
Unterstützun_g des Dokumentations­
archivs des Osterreichischen Widerstan­
des und mit der Hilfe der Bildungs- und 
Jugendorganisationen gelungen. Bei 
großen Veranstaltungen haben vor al­
lem junge Menschen die Verhöhnung 
der Opfer und die neuerliche Hetze ge­
gen Minderheiten verurteilt. Besonders 
was die jüdischen Opfer anlangt und in 
der letzten Zeit auch die lange Jahre hin­
du rch vergessenen Opfer der Rom_as 
und Sintis ist ein Umdenken in der Of­
fentlichkeit erreicht worden - selbst 
wenn es in Teilen der Bevölkerung noch 
immer tradierte Vorurteile und falsche 
Einstellungen aufgrund von Fehlinfor­
mationen und Verhetzung gibt. 

Viele, die lange Jahre hindurch als 
Zeitzeugen und Mahner gegen den Fa­
schismus in der Öffentlichkeit wirkten, 
sind heute nicht mehr unter uns. Die we­
nigen, die noch über die „Zeit ohne Gna­
de" aus eigenem Erleben sprechen kön­
nen, brauchen eine Organisation , die ih­
nen weiterhin eine effektive Aufklärungs­
arbeit ermöglicht. Darüber hinaus sind 
neue Formen der antifaschistischen Ar­
beit im Entstehen. Große Manifestatio-

nen, wie das „Lichtermeer" und Veran­
staltungen gegen Haß und Gewalt, ha­
ben heute die Unterstützung durch 
Künstler und Intellektuelle und eine 
große Akzeptanz unter den jungen Men­
schen . In dieser neuen Bürgerbewegung 
müssen auch die Sozialdemokratischen 
Freiheitskämpfer den Kontakt halten und 
aktiv mitwirken. Auch die Gedenkfahr­
ten, Gedenkdienste, Seminare und Zeit­
zeugendiskussionen der Sozialdemo­
kratischen Freiheitskämpfer fanden ein 
großes Interesse unter der Jugend. In 
Hinkunft sind neue Formen der antifa­
schistischen Arbeit im Sinne der Immu­
nisierung gegen die rechtspopulisti­
schen Pläne von einer sogenannten Drit­
ten Republik zu entwickeln. 

Gerade heute, wo die politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen 
sich mit einer Schärfe, wie noch nie in 
der Zweiten Republik, stellen~ haben 
Sozialdemokraten darauf zu achten, 
daß sie ihre soziale, aber auch antifa­
schistische Kompetenz wahren. 
Dafür brauchen wir junge Kräfte, die 
die Arbeit im Sinne der Widerstands­
generation fortsetzen. Die Mitarbeiter 
und Mitglieder der Sozialdemokrati­
schen Freiheitskämpfer und Opfer 
des Faschismus sind dabei, ihre Auf­
gaben den neuen Bedingungen anzu­
passen. Dafür brauchen wir die Unter­
stützung der gesamten Sozialdemo­
kratie und ihrer Organisationen. Der 
Geist des Widerstandes muß weiter­
leben! E. N. 

NS-Verbot muß 
jedem bekannt 
sein 

Ein richtungsweisendes Erkenntnis 
für künftige NS-Wiederbetätigungs­
prozesse hat der Oberste Gerichtshof 
Ende August 1995 erlassen . Demnach 
muß heute jeder Österreicher grundsätz­
lich wissen, was nationalsozialistische 
Wiederbetätigung ist und daß alle dies­
bezüglichen Aktivitäten verboten sind. 
Die Ausrede von Angeklagten, sie seien 
juristisch nicht vorgebildet und hätten da­
her nicht gewußt, daß etwa das Verteilen 
rechtsradikaler Zeitschriften , Flugblätter 
usw. verboten ist, läßt der Oberste Ge­
richtshof nicht mehr gelten. 

Die OGH-Entscheidung geht auf einen 
Fall aus Linz zurück, bei dem im Novem­
ber 1994 ein Mann wegen NS-Wieder­
betätigung zu zwei Jahren Haft, davon 
ein Monat unbedingt, verurteilt worden 
war. Er hatte unter anderem Aufkleber 
mit der Aufschrift „Schluß mit dem Holo­
caust oder: Deutscher willst du ewig zah­
len?" verbreitet sowie 20 Stück einer 
rechtsradikalen Zeitschrift an Schüler 
verteilt. In seiner Nichtigkeitsbeschwer­
de und Berufung machte er geltend, er 
sei mangels juristischer Ausbildung nicht 
imstande gewesen, zu unterscheiden, 
„was nationalsozialistisch ist und was 
nicht". 

Hier stellte nun der OGH in seinem Er­
kenntnis klar, es genüge in einem sol­
chen Fall das „laienhafte, allgemeine 
Wissen um das rechtliche Verboten­
sein", eine Kenntnis des Verbotsgeset­
zes sei nicht erforderlich . Abgesehen da­
von hätte sich der Angeklagte - etwa auf 
dem Weg über TV-Berichte - ,,Ge­
wißheit" über das NS-Gedankengut in 
den Artikeln der von ihm verteilten Zeit­
schrift verschaffen können. 

Vor allem aber heißt es in dem Er­
kenntnis des Obersten Gerichtshofes: 
,,Das bereits 50 Jahre (im Verfas­
sungsrang) bestehende Verbot natio­
nalsozialistischer (Wieder-)Betäti­
gung ist grundsätzlich jedem erwach­
senen Österreicher bekannt." Der Hin­
weis, jemand habe davon nichts gewußt, 
könne daher keinen „Schuldausschluß" 
zur Folge haben. Im Fall des Verurteilten 
wies der OGH daher die Nichtigkeitsbe­
schwerde und die Berufung zurück. 

Mit diesem Erkenntnis hat der Oberste 
Gerichtshof eine Entscheidung getrof­
fen , die vom Bund Sozialdemokratischer 
Freiheitskämpfer begrüßt wird. Damit ist 
immer wieder in Gerichtsverfahren 
gehörten Ausreden ein Riegel vorge­
schoben . Die Urteilsfindung in NS-Wie­
derbetätigungsprozessen wird mit die­
sem Erkenntnis wesentlich erleichtert 
was für den antifaschistischen Kampf 
von großer Bedeutung ist. 

Der soziademokratische Kämpfer 

,, 



Gegen Vergessen - für Demokratie 
und Menschlichkeit 

Resolution, eingebracht vom Bund Sozialdemokratischer 
Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus 

Vor 50 Jahren ging mit dem Sieg der 
alliierten Armeen die Naziherrschaft in 
Österreich und in Europa zu Ende. Der 
Terror der Nazifaschisten und der von 
ihnen provozierte Zweite Weltkrieg ko­
steten mehr als 50 Millionen Menschen 
in den Konzentrationslagern, auf den 
Schlachtfeldern und unter der Zivilbevöl­
kerung das Leben. 

Viele. Städte, die Verkehrswege und 
die Versorgungseinrichtungen waren 
1945 zerstört. Die Menschen hungerten, 
und der Wiederaufbau konnte erst nach 
der Überwindung größter Schwierigkei­
ten begonnen werden. Trotzdem hofften 
die Menschen damals, daß eine fried­
liche Welt ohne Terror, Hunger und 
Krieg entsteht. 

Heute, ein halbes Jahrhundert nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges, ist 
festzustellen , daß wieder Kriege geführt 
werden , Diktaturen herrschen und der 
Hunger in vielen Teilen der Welt domi­
niert. 

Österreich, eines der Länder mit ho­
hem Lebensstandard, hat trotz seines 
demokratischen und sozialen Gesell­
schaftssystems in der letzten Zeit be­
sorgniserregende politische Vorgänge 
zu verzeichnen . 

Die Bombenattentate der jüngsten 
Zeit, die mit den ermordeten Romas den 
Gipfel einer politischen Verbrechens­
serie erreicht haben, sind ein Alarm­
signal für wachsende Gefahr von rechts . 
Diese Gefahr wird durch ein rechtsextre­
mes Umfeld und eine rechtspopulisti­
sche Agitation in der Öffentlichkeit ver­
stärkt. 

Das, wovor die Sozialdemokratischen 
Freiheitskämpfer schon vor Jahren ge­
warnt haben, ist jetzt leider politische 
Realität geworden. Heute gibt es wieder 
Rechtsextremisten, die versuchen, mit 
Terror Angst zu verbreiten, gibt es Neo­
nazis, die die Zeit Adolf Hitlers verherr­
lichen und die Verbrechen in den Kon­
~_entrationslagern leugnen. Es gibt in 
Osterreich aber auch Politiker, die die 
Grundlagen unserer demokratischen 
Rechtsordnung durch abenteuerliche 
Pläne einer „dritten Republik" destabili­
sieren wollen . Ihr Rechtspopulismus 
vergiftet das politische Klima in Öster­
reich. 

Nichts wäre gefährlicher, als vor die­
ser Entwicklung zu kapitulieren oder aus 
Opportunismus zu schweigen. Die 
österreichischen Demokraten sind stark 
genug, um diesen Rechtstendenzen mit 
aller Entschiedenheit entgegenzutreten . 

Der sozialdemokratische Kämpfer 

Gerade die österreichische Sozialdemo­
kratie , die in ihrer Geschichte wie keine 
andere Partei bewiesen hat, daß sie 
eine antifaschistische, demokratische 
Kraft ist, muß in der im Entstehen begrif­
fenen Bürgerbewegung gegen Rechts 
aktiv und führend mitwirken. 

Positiv ist festzustellen , daß in einigen 
Neonaziprozessen der letzten Zeit Ur­
teile mit hohen Strafen für die Angeklag­
ten gefällt wurden. Das sind im Vergleich 
zu früheren Prozessen mutige Entschei­
dungen, die klarstellen, daß Verstöße 
gegen die NS-Verbotsgesetze kein Ka­
valiersdelikt sind. Es ist zu hoffen, daß 
die Prozesse gegen die vermutlichen 
Drahtzieher des jüngsten Bombenter­
rors sowie die weiteren Ermittlungen der 
Behörden endlich eine Aufhellung über 
die rechtsextreme Terrorszene bringen . 

Zu begrüßen ist auch die Ankündi­
gung des Justizministers, die strafge­
setzlichen Bestimmungen über die „Ver­
hetzung" zu verschärfen . Eine rasche 
Beschlußfassung im Nationalrat ist not­
wendig, damit Ausländerhaß, Rassis­
mus und Antisemitismus effektiver 
bekämpft werden können. 

Sosehr effektive behördliche und ge­
setzliche Maßnahmen gegen Rechtsex­
tremismus und Neonazis notwendig 
sind, müssen auch politische und so­
ziale Aktivitäten verhindern, daß sich um 
den harten Kern der Terroristen ein Um­
feld von Sympathisanten bildet. Vor al­
lem muß die Jugend in die antifaschisti­
sche Bewegung eingebunden werden. 

Im Interesse der Vorbildfunktion öf­
fentlicher Mandatare ist es wichtig , wie­
der darauf hinzuweisen, daß Personen 
und Vereinen, die im Handbuch des Do­
kumentationsarchivs des Österreichi­
schen Widerstandes als rechtsextrem 
angeführt sind, keinerlei finanzielle und 

organisatorische Unterstützung, vor al­
lem nicht in der Form eines Eh­
renschutzes, zu gewähren ist. 

Von großer Bedeutung ist die Auf­
klärungsarbeit über die Verbrechen des 
Nazifaschismus, die Verbesseru ng der 
pol itischen Bildung in den Schulen und 
die Stärkung aller antifaschistischen Ak­
tionen in der Öffentlichkeit. Dabei leistet 
das Dokumentationsarchiv des Öster­
reichischen Widerstandes eine hervor­
ragende Arbeit, die der stärksten Unter­
stützung bedarf. 

Die Sozialdemokratischen Frei­
heitskämpfer und Opfer des Faschis­
mus, die als Zeitzeugen einen bedeu­
tenden Beitrag zur Aufklärung über 
die Naziverbrechen geleistet haben, 
starten anläßlich des 50. Jahres der 
Befreiung die Aktion „Gegen Verges­
sen - für Demokratie und Mensch­
lichkeit". Viele, die nach dem Jahre 
1945 die Wahrheit über die Un­
menschlichkeit des Nazismus aus ei­
genem Erleben und Leiden der Ju­
gend vermitteln konnten, wie zum 
Beispiel die unvergeßliche Rosa 
Jochmann, sind nicht mehr unter 
uns. Es ist notwendig, daß jüngere 
Menschen die Stafette übernehmen 
und im Sinne des antifaschistischen 
Auftrages die Arbeit fortsetzen. 

Der Bundesparteitag begrüßt die 
Aktion „Gegen Vergessen - für De­
mokratie und Menschlichkeit" und la­
det die Mitglieder und Mitarbeiter der 
Organisationen der SPÖ ein, die 
wichtige Arbeit der Freiheitskämpfer 
zu unterstützen. Die Opfer der Ver­
folgten und der Widerstandsgenera­
tion dürfen nicht umsonst gewesen 
sein. Es gilt in Ihrem Sinne weiterzu­
wirken. 

„Niemals Vergessen" entsendet 
Zivildiener nach Majdanek 

„Niemals Vergessen", ein anerkannter 
Trägerverein für den Auslandszivil ­
dienst, dessen Zweck die Förderung von 
Holocaust-Gedenkstätten ist, hat im Juli 
1995 den 19jährigen Niederösterreicher 
Robert Wagner zu einem 14 Monate 
dauernden Gedenkdienst in das ehema­
lige Konzentrationslager Majdanek in 
Polen entsendet. Wagner, der bei der 
Aufarbeitung des KZ-Archivs helfen 

wird, wurde von Bundskanzler Franz 
Vranitzky verabschiedet. 

Der Verein „Niemals Vergessen" 
wurde 1994 gegründet. Er entsendet Zi­
vildienstpflichtige an Holocaust-Ge­
denkstätten, wobei er für die Dauer des 
Zivildienstes die Kosten fü r Verpflegung, 
Unterkunft und Versicherung über­
nimmt. Weitere Vereinsziele sind die 
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Kraftwerksbau: Die KZ-Opfer vom Ennstal 
50 Jahre Befreiung Österreichs vom Nationalsozialismus nahmen das 
„Komitee Mauthausen aktiv" und die Ennskraftwerke AG zum Anlaß, aller 
Häftlinge und Opfer des Konzentrationslagers Mauthausen zu gedenken, die 
am Bau der Kraftwerke im Ennstal arbeiten mußten. Das Kraftwerk Ternberg 
wurde 1945 von der VOEST Linz, die Baustelle Großraming von der OKA über­
nommen. Beide Energiebauten kamen erst bei der Gründung der Ennskraft 
1947 in den Besitz des Unternehmens. An einem Gedenkakt in der ehemali­
gen Zentrumsbaracke des KZ-Nebenlagers Ternberg, die derzeit im Besitz 
t!.er örtlichen Pfarre ist und als Jungscharheim dient, nahmen auch mehrere 
Uberlebende des KZ Mauthausen und dessen Nebenlager teil. In dieser 
Baracke, am Kraftwerk Ternberg selbst und am Kraftwerk Großraming wur­
den seitens der Ennskraft Bronzetafeln zum Gedenken an die Opfer des NS­
Regimes angebracht. Eine kleine Ausstellung über den Kraftwerksbau und 
die KZ-Außenstelle informiert über diese Zeit. Der folgende Text über den 
Kraftwerksbau im Ennstal ab 1941 stammt von Dr. Bertrand Perz vom Insti­
tut für Zeitgeschichte der Universität Wien. 

Der oberösterreichische Zentralraum werk der Reichswerke Hermann Göring 
Linz-Wels-Steyr wurde während der Zeit in Linz, die Linzer Stickstoffwerke sowie 
der nationalsozialistischen Herrschaft die neuen Betriebsstätten der Steyr­
zu einem großen Rüstungszentrum aus- Daimler-Puch AG, mußten die Energie­
gebaut. Für die großen neuen Industrie- versorgungskapazitäten entsprechend 
bauten, vor allem das Hütten- und Stahl- ausgebaut werden. Neben dem Bau ka-

Großraming 
Der Bau des Kraftwerkes Großra­

ming durch die Kraftwerke Oberdonau 
AG begann im September 1942. Vier 
Monate später, am 14. Jänner 1943, 
wurden die ersten 300 Häftlinge aus 
dem KZ Mauthausen nach Großraming 
überstellt. Die Häftlinge wurden in einem 
neu errichteten Lager direkt neben der 
Baustelle, bestehend aus 14 Baracken , 
untergebracht. Lagerleitung und Wach­
mannschaften wurden von 25 SS-An­
gehörigen des KZ Mauthausen gestellt. 
Das Lager Großraming unterstand als 
Außenlager dem KZ Mauthausen. Spä­
ter wurde die Diepoldsau, ein Unterla­
ger des KZ Großraming, eingerichtet. 

Bis Mitte 1944 waren ca. 800, danach 
bis zu 1017 Häftlinge eingesetzt. Die 
Häftlinge stammten aus vielen verschie­
denen Ländern. Die größte Gruppe bil­
deten die Jugoslawen, daneben gab es 
größere Gruppen deutscher, österreichi­
scher, tschechischer und spanischer 
Häftlinge. 

Mit der kriegsbedingten Einstellung des 
Bauvorhabens Kraftwerk Großraming am 
28. August 1944 wurden die Häftlinge 
nicht mehr benötigt und das Lager aufge­
löst. 1011 Häftlinge wurden am · 29. 8. 
1944 nach Mauthausen rücküberstellt. 

Nach der Totenstatistik der SS kamen 
im KZ-Außenlager Großraming insge­
samt 221 Häftlinge ums Leben. Die Häft­
linge starben an den Folgen von Unter­
ernährung, schwerer Arbeit, Erschöp­
fung und Terror der SS. Kranke, entkräf­
tete und somit arbeitsunfähige Häftlinge 
wurden laufend nach Mauthausen 
zurückgeschickt und gegen neue Häft­
linge eingetauscht. So wurden allein im 
Jahr 1944 über 431 Häftlinge nach 
Mauthausen zurückgeschickt. 

~ Ternberg 

KZ-Häftlinge bei der Arbeit am Kraftwerk Ternberg 
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Förderung der Erhaltung solcher Ge­
denkstätten sowie die Veranstaltung von 
Gedenkfahrten und Seminaren. Vorsit­
zender des Vereins ist Rudolf Kaske, 
stellvertretende Vorsitzende sind ÖGB­
Vizepräsidentin lrmgard Schlllidleith­
ner, Prof. Hugo Pepper und OGB-Ju­
gendsekretär Will i Memyi. Der Berufs­
schullehrer Hannes Schwantner ist mit 
der Geschäftsführung betraut. 

Der Verein ist über den Vorsitzenden 
der Gewerkschaft Hotel, Gastgewerbe, 
Persönlicher Dienst (HGPD) , Rudolf 
Kaske, an der Adresse 1010 Wien , Ho­
henstaufengasse 10, Telefon (0 22 2) 
534 44-501 __ Dw., zu erreichen (Presse­
dienst des 0GB) . 

lorischer Kraftwerke wurde vor allem die 
Nutzung der Wasserkraft forciert. 

Die energetische Erschließung der 
Enns wurde 1941/42 mit den B~uvorha­
ben der Staustufen Staning, Mühlrading, 
Ternberg und Großraming begonnen . 
Bei allen Großbauten der Energiewirt­
schaft waren, so wie auch bei anderen 
Industriebauten, ausländische, vorwie­
gend zwangsweise rekrutierte Arbeits­
kräfte und Kriegsgefangene eingesetzt. 

Der massenhafte Einsatz von 
Zwangsarbeitern sollte Abhilfe bei der 
durch die Einberufungen zur Wehrmacht 
entstandenen Arbeitskräfteknappheit 
schaffen . Ab 1941 /42 wurden auch KZ­
Häftlinge als Zwangsarbeiter in der Rü­
stungsindustrie und bei Großbauvorha­
ben eingesetzt. 

Der Bau der Staustufe Ternberg 
durch die Reichswerke Hermann Göring 
begann im Oktober 1941 . Neben auslän­
dischen Zwangsarbeitern und Kriegsge­
fangenen wurden auch KZ-Häftlinge 
beim Bau des Kraftwerkes eingesetzt. 

Nach neuesten Erkenntnissen wurde 
das Lager Ternberg am 15. Mai 1942 
und nicht wie bisher angenommen, An­
fang 1943 eingerichtet. Mehrere hundert 
vorwiegend spanische KZ-Häftlinge 
wurden aus dem aufgelösten KZ­
Außenlager Vöcklabruck nach Ternberg 
überstellt. Die Zahl von 400 Häftlingen 
blieb bis zur Auflösung des Lagers 
nahezu konstant. Die Häftlinge waren in 
einem Barackenlager untergebracht und 
wurden von SS-Männern bewacht. 

Mit der kriegsbedingten Einstellung 
des Bauvorhabens Kraftwerk Ternberg 
im Herbst 1944 wurde das Lager aufge­
löst. Am 18. 9. 1944 wurden die 395 im 
Lager Ternberg festgehaltenen Häft­
linge in das KZ Mauthausen gebracht. 

Der sozialdemokratische Kämpfer 
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,,Arisiert" - durch Raub und Diebstahl 
Die Beschlußfassung der Novelle zum 2. Kunst- und Kulturbereinigungs­
gesetz durch den Nationalrat im ,luli 1995 (siehe „Kämpfer" 7/8, Seite 2) 
lenkte die Aufmerksamkeit der 0ffentlichkeit wieder auf das unter dem 
Nationalsozialismus „arisierte" jüdische Vermögen. Die Wiener Politikwis­
senschatterin Dr. lrene Etzersdorf er, eine ehemalige Angestellte der Stiftung 
Bruno-Kreisky-Archiv, hat einige Fälle von „Arisierungen" im Wiener Raum 
genauer untersucht und diese Beispiele unter dem Titel „Arisiert - Eine 
Spurensicherung im gesellschaftlichen Untergrund der Republik" im Verlag 
Kremayr & Scheriau (Wien 1995, 208 Seiten, 40 Fotos, S 298,-) herausge­
bracht. Wir veröffentlichen im folgenden einen Auszug aus der Einleitung 
der Autorin zu diesem wichtigen Buch. 

Das Wort „Arisierung" geht uns leicht 
über die Lippen. Wir ordnen es dem 
Sprachschatz der Nationalsozialisten zu 
und lassen es als Beschreibung eines 
historischen Phänomens gelten, das 
keinen Bezug zur Gegenwart herstellt. 
Im lichte solcher Betrachtung ist längst 
das wahre Ausmaß dieser „Arisierung" 
vergessen. Im Dunkel der Kriegswirren, 
aber auch in der Dämmerung der Nach­
kriegszeit wurden die Spuren dieses gi­
gantischen Raubzuges gut verwischt. 
Verloren ging dabei vor allem eines: die 
Relevanz der „Arisierungen" für die Ge­
schichte unseres Landes. 

Fünfzig Jahre sind seit dem Ende des 
nationalsozialistischen Terrorregimes 
vergangen . Wir haben unser schlechtes 
Gewissen lange mit der These besänf­
tigt, daß der Aggressor von außen kam 
und daß alles hierzulande geschehene 
Unrecht im Auftrag eines fremden, ver­
brecherischen Regimes erfolgte. Hatten 
nicht auch die Alliierten unser Land zum 
ersten Opfer nationalsozialistischer Ex­
pansionspolitik erklärt und es zu einem 
„Sonderfall" gemacht? Doch der Blick 
der Alliierten war nicht auf die vorgeblich 
weiße Weste der Österreicher gerichtet, 
sondern auf große geopolitische zusam­
menhänge. Dieses Wissen hinderte die 
Zweite Republik nicht daran, aus dem 
,,Opferstatus" alle ihr dienlichen Konse­
quenzen zu ziehen . Als Staat zwischen 
1.938 und 1945 nicht existent, zeigte 
Osterreich wenig Bereitschaft, seinen 
Anteil der Mörder an annähernd 66.000 
österreichischen Juden (von einer Ge­
samtzahl von ca. 190.000) zu verfolgen 
und das seinen ehemaligen Bürgern zu­
gefügte Leid wiedergutzumachen. Der 
Rechtsstaat fühlte sich mit dieser Be­
gründung im Recht. 

Gewiß, der industriell betriebene Mas­
senmord an Millionen jüdischer Men­
schen und die Führung eines barbari­
schen Angriffskrieges waren die 
,,großen" Verbrechen des NS-Regimes. 
Zweifellos ist der Verlust von Hab und 
Gut ein geringerer Schmerz als der Ver­
lust des Lebens; Diebstahl und Raub 
gelten als geringere Delikte denn Mord. 
Müssen wir daher nicht annehmen, daß 
eine Gesellschaft, die nicht imstande 
war, ihre Mörder zu bestrafen, auch 
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ihren Räubern und Dieben einen Frei­
brief ausgestellt hat? 

Jene Argumentation, mit der die NS­
Mörder ihre „Unschuld" zu beweisen 
suchten - und welche Gerichte und Öf­
fentlichkeit oft genug akzeptierten - , 
klingt noch im Ohr. Es war die Berufung 
auf den Befehl. 

Raub, Diebstahl, die Enteignung von 
jüdischen Mitbürgern, die 1938 in Wien 
fast zehn Prozent der Bevölkerung stell­
ten, sind Delikte, die nicht auf Anord­
nung einer fremden Macht oder einem 
Zwang gehorchend erfolgten . Der Um­
gang österreichischer Bürger mit jüdi­
schen Vermögenswerten steht in kras­
sem Widerspruch zu den Annahmen der 
,,Opferthese". Wer „arisierte", tat dies un­
t.~r dem Schutz jener Macht, mit der die 
Osterreicher nichts zu tun gehabt ha­
ben. Wer „arisierte", nutzte bewußt, ge­
zielt und meist hemmungslos die ex­
treme Zwangslage von Mitbürgern zu 
seinem eigenen Vorteil - sofern es nicht 
in freundschaftlicher Absprache mit den 
jüdischen Besitzern geschah; ein mögli­
cher, aber eher seltener Weg. Wer „ari­
sierte", stand aufseiten der Täter. 

,,Arisierungen" waren 
ein Massenphänomen 

In ihrer überwiegenden Mehrheit 
stammten „Arisierungsanwärter" aus 
heimischen, meist benachbarten Regio­
nen, auch wenn manchmal in letzter Ent­
scheidung Günstlinge aus dem „Alt­
reich" den Betrieb, das Haus, die Woh­
nung zugesprochen bekamen, gab es 
doch in jedem „Arisierungsfall" mehrere 
österreichische Bewerber. Der Andrang 
war groß. 

,,Arisierungen" waren ein Massenphä­
nomen. Neben Geschäften und Betrie­
ben galten vor allem Wohnungen als be­
gehrtes Beutegut. Bedenkt man, daß in 
Wien zwischen 1938 und 1941 mehr 
Wohnungen „arisiert" wurden, als der 
beeindruckende soziale Wohnbau des 
„Roten Wien" in zehn Jahren geschaffen 
hatte, dann wird die Beschäftigung mit 
dem lange verpönten Thema zu einer 

Reise in den gesellschaftlichen Unter­
grund unseres Landes. Es ist ein Be­
reich unserer Zeitgeschichte, dem wir 
uns bis heute nicht gestellt haben. 

Das Haus, der Betrieb, das Geschäft, 
die Wohnung nahmen eine zentrale 
Stellung in der Lebenswelt der Betroffe­
nen, in diesem Fall der Opfer wie der Tä­
ter, ein. Hier befand sich jener sensible 
Schnittpunkt, an dem sich die Wege der 
Verfolger und der Verfolgten in direkter 
Konfrontation kreuzten, wo „kommissa­
rischer Verwalter", ,,Ariseur" und „Arisier­
ter" persönlich aufeinander trafen und 
der eine plötzlich die Macht in Händen 
hatte, das Schicksal des anderen nach­
haltig mitzubestimmen. Rund um den er­
zwungenen Besitzerwechsel veränderte 
sich das Leben aller Beteiligten in ent­
scheidender Weise; Konfiskation, Ge­
schäftsliquidierung oder scheinlegal ge­
tarnte Enteignung stand am Beginn ei­
nes Leidensweges, der nur zu oft in den 
Gaskammern von Auschwitz und Treb­
linka endete. 

„Arisierungen" bedeuteten aber 
ebenso den ersten Schritt schwindeler­
regender Karrieren ehedem kleiner 
Leute, die auf kein anderes Verdienst als 
ihre „arische" Abstammung pochen 
konnten. Ihr kometenhafter sozialer und 
ökonomischer Aufstieg in den Besitzer­
stand bedeutete oft schlicht den Unter­
gang der jüdischen Opfer, manchmal 
auch „nur" deren finanziellen Ruin , ob 
vorübergehend oder auf Dauer, immer 
aber einen schweren Einbruch in die 
psychische Stabilität, von der sich man­
che rascher, manche nie erholten . 

Das Haus, die Wohnung , der Betrieb 
sind also methodisch gute Schlüssel zur 
,,Totalität" der österreichischen Zeitge­
schichte; sie öffnen Türen in einen 
längst versunken geglaubten gesell­
schaftlichen Untergrund der Republik, 
der sich beim systematischen Freile­
gungsversuch nicht selten als übelrie­
chender Morast unter einer Decke ho­
netter Wiederaufbaukarrieren entpuppt. 

Eine „Arisierung" war kein beiläufiger 
Akt. Sie war Teil des politischen Pro­
grammes der Nationalsozialisten, das 
den Opfern nicht nur den humanen An­
spruch auf jegliche Privatheit entzog und 
sie zu Objekten öffentlicher Demütigung 
degradierte, sondern sie auch ihres Be­
sitzes, ihres Berufes, ihres Lebens be­
raubte. 

Die Mitarbeiter: 
An dieser Nummer unserer Zeitung 

haben folgende Genossinnen und Ge­
nossen mitgearbeitet: 

Ing. Ernst Nedwed, Bruno Liszka, Her­
bert Exenberger, Hans Waschek. 
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Zentrum des NS-Terrors 
Das „Prinz-Albrecht-Gelände" in Berlin 

Auf dem „Prinz-Albrecht-Gelände" in 
Berlin, einer großen unbebauten Grün­
fläche, an dessen Rand noch ein Teil der 
1961 errichteten „Berliner Mauer" zu se­
hen ist, befindet sich ein kleines Ge­
bäude, das die Dokumentation „Topo­
graphie des Terrors" enthält. Das Prinz­
Albrecht-Gelände war im Dritten Reich 
ein Gebiet, wo „eine ungewöhnliche 
Konzentration von Macht und Terror auf 
engstem Raum" gegeben war. 

Auf diesem Gebiet, das durch die 
Prinz-Albrecht-Straße (heute: Nieder­
kirchnerstraße ), die Wilhelmstraße und 
die Anhalter Straße begrenzt ist, hatten 
die gefürchtetsten Terrorinstitutionen 
des Dritten Reichs ihren Sitz: das Ge­
heime Staatspolizeiamt, der Reichsfüh­
rer SS, sein persönlicher Stab und wei­
tere SS-Führungsämter, der Sicher­
heitsdienst (SD) der SS und ab 1939 
auch die Zentrale des Reichssicher­
heitshauptamtes. Die wichtigsten Ge­
bäude waren die ehemalige Kunstge­
werbeschule in der Prinz-Albrecht­
Straße 8, Sitz des Geheimen Staatspoli­
zeiamtes (Gestapo), das ehemalige Ho­
tel Prinz Albrecht in der Prinz-Albrecht­
Straße 9 (das „SS-Haus") und das Prinz­
Albrecht-Palais in der Wilhelmstraße 
102, in das 1934 der Sicherheitsdienst 
der SS einzog und in dem Reinhard 
Heydrich und später Ernst Kaltenbrun­
ner auch als Leiter des Reichssicher­
heitshauptamtes residierten . 

Die Gestapo-Zentrale in der Prinz-Al­
brecht-Straße 8, die selbst in der NS-Zeit 
auf Stadtplänen und in Reiseführern als 
solche bezeichnet war, hatte auch ein 
berüchtigtes „Hausgefängnis", in dem 
brutale Foltermethoden angewendet wur­
den, um von den Häftlingen die von der 
Gestapo gewünschten Informationen zu 
erzwingen. Zu den Häftlingen gehörten 
auch zahlreiche Sozialdemokraten. Der 
frühere SPD-Vorsitzende (der Jahre 1946 
bis 1952) Kurt Schumacher etwa wurde 
im „Hausgefängnis" der Gestapo vier Mo­
nate lang festgehalten. Viele Häftlinge 
wußten sich dem Terror der Gestapo nur 
durch Selbstmord zu entziehen. 

Das „Prinz-Albrecht-Gelände" kann 
als das eigentliche Regierungsviertel 
des SS-Staates bezeichnet werden . 
Heute erinnert vom äußeren Anschein 
her nichts mehr an diese Gebäude und 
die Greuel, die in ihnen vorbereitet wur­
den oder die sich in ihnen abspielten. 
Nach 1945 wurden die nach Bomben­
treffern übriggebliebenen Ruinen ge­
sprengt, und der Platz wurde völlig plan 
gemacht, um keine neonazistische 
Nostalgie aufkommen zu lassen. Die 
kleine Ausstellung auf dem „Prinz-Al­
brecht-Gelände" ist aber unbedingt se-

henswert, weil sie auf zwei Geschossen 
eine präzise Darstellung des SS-Staates 
und seiner Verbrechen gibt. 

Dazu wird ein 220 Seiten starker Ka­
talogband „Topographie des Terrors" 
angeboten, der alle wissenswerten Ein-

zelheiten enthält. Auf dem Gelände 
selbst sind nur Informationstafeln aufge­
stellt. Wer Berlin besucht, sollte sich das 
,,Prinz-Albrecht-Gelände" und die Aus­
stellung „Topographie des Terrors" un­
bedingt ansehen. H. W. 

Der sozialdemokratische Kämpfer 



Februar 1934 in der Provinz 
Robert Streibel. Februar in der Pro­

vinz. Eine Spurensicherung zum 
12. Februar 1934 in Niederösterreich. 
Edition Geschichte der Heimat. 1994. 
Taschenbuch. 198 Seiten mit Fotos. 
S 248,-. 

Robert Streibel, ein junger Historiker 
aus Niederösterreich, Jahrgang 1959, 
ist bisher schon mit Publikationen zum 
Nationalsozialismus in der österreichi­
schen Provinz, wie „Die Stadt Krems im 
Dritten Reich", ,,Die Juden der Gau­
hauptstadt Krems und ihre Mitbürger", 
hervorgetreten. Seine bisher letzte Ar­
beit heißt „Februar in der Provinz. Eine 
Spurensicherung zum 12. Februar 1934 
in Niederösterreich". 

Über die tragischen Ereignisse des 
Schutzbundaufstandes in den „roten 
Hochburgen" Österreichs wurde hin­
länglich geforscht und berichtet. Der 
Autor lenkt die Aufmerksamkeit auf die 
Provinz Niederösterreichs und auf vier 
sozialdemokratische Politiker, deren Le­
ben verändert wurde. 

In Schrems im Waldviertel kam es 
1934 zu spontanen Demonstrationen, 
die mit sich brachten, daß der LAbg. 
Alois Junker kurz befreit wurde. 1939 
konnte er nicht mehr in seine Heimat 
zurückkehren . 

Der Nationalrat Adolf Laser baute 
nach 1919 ein sozialdemokratisches 
Netzwerk mit Organisation und Aktivi­
sten auf. Er nahm 1934 eine zögernde 
Haltung ein , galt für die sozialistische Ju­
gend daher als „Verräter", analysierte 
aber für Otto Bauer den Februar 1934 im 
Waldviertel. Mit anderen teilte er die tra­
gische Auffassung, am 10. April 1938 
ein „Ja" zum „Anschluß" zu sagen . 

Neben den beiden Obgenannten be­
deutete auch für Oskar Sehwebei so­
wie für Ferdinand Strasser, beide in 
St. Pölten aktiv, der Februar 1934 einen 
Einschnitt ins Leben. 

Oskar Sehwebei war bis 1934 in Neu­
lengbach u. a. als Kultur- und Bildungs­
funtionär tätig , wie auch Adolf Laser in 
Krems. Oskar Sehwebei baute sich 
1934 eine Existenz als Kaufmann im 
Waldviertel auf. 1938 gelang ihm die 
Flucht nach Mexiko. 

Ferdinand Strasser, bis 1934 Kreislei­
ter in St. Pölten, flüchtete in die CSR, 
wurde ZK-Mitglied der KPÖ, ging in die 
S,owjetunion, kehrte 1938 illegal nach 
Osterreich zurück, baute mit anderen 
eine KP-Widerstandsorganisation in 
Krems auf und wurde schließlich von 
den Nazis hingerichtet. 1935 schrieb er 
einen langen Brief an Otto Bauer, in wel­
chem er die Lage der Arbeiterschaft dar­
legte. 

Oskar Sehwebei schreibt über die Zeit 
Februar 1934 bis März 1938 u. a. (Seite 
29) : ,, ... Bekanntlich stand hinter der 
Heimwehrregierung Mussolini. Auf der 
anderen Seite führte in Deutschland Hit­
ler einen Ausrottungskampf gegen die 
sozialistische Arbeiterschaft, deren Wi-
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derstand schon lange gebrochen war. 
Unter solchen Bedingungen war eine Er­
hebung gegen den Feind nicht erfolg­
versprechend. Immer mehr erkannten 
wir, daß die günstigste Zeit für einen er­
folgreichen Widerstand verpaßt war und 
daß wir unweigerlich einer Niederlage 
entgegengingen - mit oder ohne Waf­
fenerhebung ... " 

,, .. . Das alles konnte natürlich nicht 
verhindern (Seite 39), daß bald nach 
dem ersten Schreck, den die Arbeiter­
schaft überwunden hatte, eine illegale 
sozialistische Bewegung entstand. Die 
Bewegung ging von Prag aus, wo sich 
die n~ue sozialistische Parteivertretung 
von Osterreich gebildet hatte. Dorthin 
waren die meisten sozialistischen Füh­
rer geflüchtet. Und von dort zogen sie 
die Fäden bis Wien und zu allen großen 
Provinzstädten (Oskar Sehwebei 
schätzte die Rolle der RS und des ALÖS 
anders ein al~ viele andere: gemeinhin 
wurde die ALOS als beratend , die RS als 
bestimmend eingeschätzt, B. L.) . 

Neue politische 
Bücher 

Die ,Arbeiter-Zeitung', im Kleinformat, 
feierte ihre Wiederauferstehung. Auch 
andere illegale Propagandablätter fan­
den den Weg nach Österreich . Es war 
eine wunderbare Arbeit, die da von un­
seren Genossen geleistet worden ist .. . " 

Ferdinand Strasser schreibt u. a. Fol­
gendes an Otto Bauer (Seite 65 f.) : 
,, .. . Bei Ausbruch der Nazirevolte war nur 
der Tag des 25. Juli überraschend. Und 
dieser Tag war offensichtlich gewählt 
worden, weil die Arbeiter durch die Hin­
richtung des Gen. Gerl in höchster Erre­
gung sich befunden haben. Es war psy­
chologisch vorzüglich gewählt. Eine Epi­
sode sei hier nur erwähnt. Nach Be­
kanntwerden der vollzogenen Hinrich­
tung begab sich ein Trupp Insassen des 
Znaimer Flüchtlingslagers mit Pistolen 
ausgerüstet, in der Nacht vom 24. zum 
25. Juli an die Grenze, um an den dort 
diensttuenden österreichischen Orga­
nen Rache zu üben .. . " ... ,,Noch am 
Nachmittag des 25. Juli ordnete ich als 
damaliger Leiter des Lagers Znaim 
strengste Alarmbereitschaft an, die Sa­
chen wurden gepackt und erwarteten wir 
eine ga.~z bestimmte Weisung. Sie kam 
nicht .. . 

,, ... Bitte Genosse Bauer mich nicht 
mißzuverstehen (Seite 73). Ich bin kein 
Kommunist. Zumindest noch keiner. 
Aber im Zusammenhang mit diesem 
ganzen Fragenkomplex tauchen alle 
diese Überlegungen bei mir immer wie­
der auf ... " 

Aus Tagebuchnotizen (Seite 137 f.) 
aus dem Gefängnis von Adolf Laser ent­
nehmen wir: ,, ... Die Massen der Arbeiter 

wollen von einer Versöhnung mit den 
Bluthunden des 12. Februar nichts wis­
sen und lehnen jede Beteiligung an die­
sen Auch-Organisationen (austrofasch. 
Org.) ab. Gefühlsmäßig sind sie alle jetzt 
kommunistisch , besser besagt kravu­
tisch und geistig in großer Verwirrung." 
.. . ,,Aus Wien kamen allerhand improvi­
sierte Zeitungen verschiedener Grup­
pen , die sich Febristen , sozialistische 
Revolutionäre, seltener offen KP nen­
nen. Sie sind primitiv geschrieben und 
noch primitiver hergestellt. Sie wandern 
von Hand zu Hand und werden gierig 
verschlungen ... " ... ,,Auch die Bro­
schüren von Bauer und Deutsch zirku­
liered in einigen Exemplaren ... " 

Alois Junker erzählte im Prozeß 1934 
aus seinem Leben u. a. (Seite 188 f.): 
,, ... Während der Zeit, da ich Abgeordne­
ter war, wurde ich von der Ausübung 
meines Lehrberufes beurlaubt. Ich hätte 
weiter unterrichten wollen, doch wurde 
dies nicht erlaubt. Ich habe lediglich mit 
den Führern der Landespartei Nieder­
österreichs Fühlung genommen, näm­
lich mit Helmer, Schneidmadl , Petznek, 
mit der Zentralparteileitung nicht. Am 
Linzer Parteitag habe ich nicht teilge­
nommen, hingegen nahm ich am letzten 
Parteitag in Favoriten teil. In der Partei 
gab es drei Strömungen, eine linke, eine 
mittlere und eine re.ab,.te, die sich 
hauptsächlich aus der m änger in NÖ. 
zusammensetzte. Man· rrat bereits da­
mals eine Auseinandersetzung befürch­
tet. Bei dem Parteitag wurde davon ge­
sprochen, daß die Möglichkeit bestünde, 
die Heimwehr könnte eines Tages be­
waffnet in Wien einrücken. Auch hieß es, 
es drohe ein nationalsozialistischer 
Putsch . Die Waffen waren bloß be­
stimmt zum Schutz der Republik gegen 
einen Putsch von jedweder Seite .. . " 

Robert Streibels Buch ist eine große 
Bereicherung der Literatur zum Thema 
,,12. Februar 1934" in Österreich . 

Bruno Liszka 

Zausnig Josef: Der Loibl-Tunnel. 
qas vergessene KZ an der Südgrenze 
Osterreichs. Eine Spurensicherung. 
Hrsg. v. Slowenischen Institut zur Al­
pen-Adria-Forschung. Mit einem Vor­
wort von Peter Gstettner. Klagenfurt/Ce­
lovec: Drava Verl. 1995. 175 S. (Disser­
tationen und Abhandlungen, Bd. 37). 

Unbekümmert fährt man heute durch 
den Loibl-Tunnel nach Slowenien, und 
kaum einer weiß Bescheid über die täg­
lichen Schindereien, denen viele KZ­
Häftlinge beim Bau dieses Grenzüber­
ganges ausgesetzt waren. Durch eine 
Lehrveranstaltung an der Universität 
Klagenfurt erfuhr der Pädagogikstudent 
Josef Zausnig erstmals vom Außenlager 
Loibl des Konzentrationslagers Maut­
hausen. Nun liegt seine Diplomarbeit 
über das „vergessene KZ" im Süden 
Kärntens vor, über deren Spurensiche­
rung Peter Gstettner in seinem Vorwort 
ausführt: ,,Wenn die Menschen die Erin­
nerung daran nicht aufbewahren und 

Fortsetzung auf Seite B 
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Fortsetzung von Seite 7 
nicht sichtbar machen, die Natur erinnert 
nicht daran, sie läßt Gras darüber wach­
sen, sie verwischt die Opfer- und Täter­
spuren in gleicher Weise." Während das 
Gelände des ehemaligen KZ Loibl-Süd 
auf slowenischer Seite eine würdige Ge­
denkstätte ist und unter Denkmalschutz 
gestellt wurde, entfernte „Mauthausen­
Aktiv Kärnten/Koroska" am 10. Juni 
1995 das Gras des Vergessens, 50 
Jahre nach der Befreiung vom NS-Re­
gime, und enthüllte informative Gedenk­
tafeln hinter dem österreichischen 
Grenzgebäuw er das KZ Loibl-Nord. 
Gleichzeitig ~-~~n diese Kärntner Anti ­
faschisten eine sehenswerte Ausstel­
lung über die Sklavenarbeit der KZ-Häft­
linge beim Bau des Loibl-Tunnels zu­
sammen, und auch die lesenswerte Di­
plomarbeit zu dieser Thematik von Josef 
Zausnig lag rechtzeitig als gedruckte 
Publikation vor. Durch umfangreiche 
Recherchen und die Auswertung von 
Gesprächen mit Betroffenen - KZ-Häft­
lingen, Bauern aus dieser Gegend und 
Zivilarbeitern - gestaltete der Autor ein 
plastisches Bild über die Zwangsarbeit 

von KZ-Häftlingen aus verschiedenen 
Ländern Europas beim Bau des Loibl­
Tunnels unter dem täglichen Terror der 
SS. Eine Chronologie der Loibl-Konzen­
trationslager, Faksimile und Fotos er­
gänzen diese wichtige Studie über ein 
Außenlager des Konzentrationslagers 
Mauthausen. H. E. 

Stinatz: Gedenkfahrt nach 
Mauthausen 

Anläßlich des Gedenkjahres „50 Jahre 
Ende des Zweiten Weltkrieges" und des 
Bombenterrors in unserer Gemeinde 
Stinatz haben das Kulturreferat (Ge­
meinderätin Lidwina Zsifkovits) und 
das Jugendreferat (Hans Grandits) 
eine Gedenkfahrt in das ehemalige Kon­
zentrationslager Mauthausen organi­
sie'1. An der Fahrt nahm auch Bgm. 
SPO-Ortsvorsitzender Fred Grandits 
teil. Die vorwiegend jugendlichen Teil­
nehmer waren von der Führung tief be­
eindruckt und erschüttert. Einig waren 
sich die Teilnehmer, daß eine solche 
Zeit nicht wiederkehren darf. 

Gegen Vergessen - für Demokratie und 
Menschlichkeit 
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Gedenkstein 
im KZ Flossenbürg 

Vor mehr als tausend Gästen, unter 
ihnen eine große Anzahl ehemaliger 
Häftlinge - unser Genosse Leo Mistin­
ger war dabei - , Sozialdemokraten aus 
Tschechien, Vertreter der Seliger-Ge­
meinde, Mitglieder der Arbeitsgemein­
schaft verfolgter Sozialdemokraten und 
Repräsentanten der Israelitischen Kul­
tusgemeinde wurde im Frühjahr 1995 
auf dem Gelände des ehemaligen 
Konzentrationslagers Flossenbü rg 
von SPD-Landesvorsitzender Renate 
Schmidt ein Gedenkstein enthüllt. 

Wir gratulieren im 
September und Oktober 

Zum 75. Geburtstag: Heinrich Sal­
fe~auer, Sbg.; Leopoldine Feie:.htinger, 
00; Ludwig Bübestinger, 00; Franz 
Bauer, Wien; Johann Vavra, Wien; Jo­
sef Jonas, Wien; Erich Prischl , NÖ; Ed­
ward Steinitz, Wien ; Hans Denk, Wien; 
Hansie Fiegl, Wien; Leopold Wiesin­
ger, Wien ; Margareta Mottl, Wien, Ka­
roline Killer, Wien; Hedwig Schoss­
mann, Wien; Josef Treiber, Wien; Karl 
Hauptmann., Bgld.; Anna-Maria 
Praschl, 00; Rosa Hajek, Wien . 

Zum 80. Geburtstag: Karoline Wirth; 
Wien; Franz Kobza, Wien ; Emma Fi­
scher, Wien; Karl Galgoczy, Wien; 
Anne-Marie Deutsch, Wien ; Elisabeth 
Strohmayer, Bgld .; Maria Riegler, 
Wien. 

Zum 85. Geburtstag: Jakob Pulve­
rer, Ktn. ; Margit Czernetz, Wien; Maria 
Hadl, Wien; Helene Stirnemann, Wien; 
Dipl.-Ing . Friedrich Grassinger, Wien; 
Franz Oppenberger, Wien; Kurt 
Schreier, Wien; Otto Hlava, Wien. 

Zum 90. Geburtstag: Karl Samek, 
Wien. 

Zum .~1. Geburtstag: Josef Schla­
ger, NO; Emilie Waste; Ktn .; Maria 
Fuchs, Sbg. ; Käthe Schieder, Wien ; 
Theresia Lindner, Wien; Leopoldine 
Moser, Wien . 

Zum 92. Geburtstag: Richard Grohs, 
Wien; Wilhelm Drechsler, Wien; Marie 
Kumpf, Wien; Franz Pfannhauser, NÖ. 

Zum 93. Geburtstag: Adolf Pro­
schek, Wien ; Emmerich Amsüss, NÖ; 
Leopoldine Pfeiffer, NÖ. 

Zum 94. ..Geburtstag: Friedrich 
Schönauer, NO; Josef Echl, Wien ; The­
rese Jagersberger, Ktn. ; Karl Koch, 
Wien. 

Zum 95.. Geburtstag: Franziska 
Kleiber, 00. 

An unsere Leser! 
Redaktionsschluß für die Nummer 
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